
Verwaltervertrag für Wohnungseigentum (WEMoG) 

zwischen 

der Wohnungseigentümergemeinschaft Am Unteren Bahnhof 17, 08527 Plauen 

- im Folgenden als Gemeinschaft der Wohnungseigentümer bezeichnet -

und 

Firma ProSalus Immobilienmanagement GmbH, vertreten durch die Geschäftsführer, Frau Sylke Szautner 

und Sylke Pommerenke, Am Bahnhof 6, 09599 Freiberg 

- im Folgenden als Verwalter bezeichnet -

Präambel 

(1) Gegenstand dieses Vertrags ist die Verwaltung des Gemeinschaftsvermögens der Gemeinschaft der

Wohnungseigentümer sowie des Gemeinschaftseigentums der Wohnanlage Am Unteren Bahnhof 17, 08527

Plauen

Die Wohnanlage besteht aus 9 Wohnungseigentumseinheiten. 

(2) Die Fa. ProSalus Immobilienmanagement GmbH ist durch Beschluss zu TOP 7 der Eigentümerversamm­

lung vom 18.04.2023 für den Zeitraum vom 01.09.2022 bis 31.08.2027 zum Verwalter der Gemeinschaft der

Wohnungseigentümer bestellt worden.

(3) Die Unterzeichnung dieses Verwaltervertrags erfolgt für die Gemeinschaft der Wohnungseigentümer

durch den gemäß TOP 7 bestimmten Vertreter der Gemeinschaft der Wohnungseigentümer gegenüber dem

Verwalter.

Abschnitt I Laufzeit und Beendigung des Verwaltervertrags 

§ 1 Vertragslaufzeit

Die Laufzeit dieses Vertrags beginnt mit dem Bestellungszeitpunkt am 01.09.2022. Der Vertrag wird für eine 

Laufzeit von 5 Jahren abgeschlossen und endet somit am 31.08.2027.

Wird der Verwalter vorzeitig von seinem Amt abberufen, endet dieser Vertrag nach Ablauf von 6 Monaten 

seit dem Zeitpunkt der Abberufung automatisch, ohne dass es einer Kündigung der Gemeinschaft der Woh­

nungseigentümer bedarf. 

§ 2 Kündigungserklärung

Eine Kündigung dieses Vertrags durch den Verwalter ist entweder gegenüber dem Vorsitzenden des Verwal­

tungsbeirats oder dem nach § 9b Abs. 2 WEG zur Vertretung der Gemeinschaft der Wohnungseigentümer 

gegenüber dem Verwalter ermächtigten Wohnungseigentümer zu erklären. 

§ 3 Wiederbestellung
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(1) Im Fall der Wiederbestellung des Verwalters gilt dieser Vertrag auch für den Wiederbestellungszeitraum.

(2) Mit der Beschlussfassung über die Wiederbestellung des Verwalters kann auch eine Änderung dieses
Verwaltervertrags oder der Abschluss eines neuen Verwaltervertrags beschlossen werden.

Abschnitt II Aufgaben und Befugnisse des Verwalters 

§ 4 Grundsätze

Die Rechte und Pflichten des Verwalters bzw. seine Aufgaben und Befugnisse ergeben sich aus den gesetz­
lichen Bestimmungen des Wohnungseigentumsgesetzes (WEG), ergänzenden Bestimmungen des Bürgerli­
chen Gesetzbuchs (BGB), den Regelungen der Teilungserklärung mit Gemeinschaftsordnung sowie aus 
diesem Vertrag und insbesondere der gesondert zu beschließenden und die Bedürfnisse dieses konkreten 
Vertragsverhältnisses berücksichtigenden "Konkretisierung der Verwalterpflichten und -befugnisse", die im 
Fall positiver Beschlussfassung als Anlage zu diesem Vertrag wesentlicher Bestandteil der vertraglichen 
Vereinbarungen der Parteien ist. 

Unterabschnitt I Grundpflichten des Verwalters 

§ 5 Eigentümerversammlung

(1) Der Verwalter hat mindestens einmal jährlich eine Wohnungseigentümerversammlung einzuberufen. Den
Versammlungsvorsitz führt der Verwalter, soweit die Eigentümerversammlung nichts anderes beschließt. Die
in der Eigentümerversammlung gefassten Beschlüsse sind vom Verwalter zu protokollieren, soweit die Ei­
gentümerversammlung nichts anderes beschließt.

(2) Der Verwalter hat eine Niederschrift über die in der Versammlung verkündeten Beschlüsse zu fertigen.
Diese ist den Wohnungseigentümern nach der Eigentümerversammlung zu übersenden. Eine Übermittlung
in Textform, insbesondere durch E-Mail, ist ausreichend.

(3) Die Verpflichtung zur Erstellung von Versammlungsniederschriften besteht auch dann, wenn im Fall der
Begründung des Wohnungseigentums Beschlüsse allein vom teilenden Eigentümer gefasst werden.

§ 6 Beschlüsse im Umlaufverfahren

Erfolgt die Beschlussfassung im Umlaufverfahren des § 23 Abs. 3 WEG, hat der Verwalter die Wohnungsei­
gentümer unverzüglich nach Zugang der letzten Erklärung über das Ergebnis der Beschlussfassung zu in­
formieren. Auch in diesem Fall genügt eine Mitteilung in Textform. 

§ 7 Beschluss-Sammlung

Das Führen der Beschluss-Sammlung obliegt dem Verwalter nach Maßgabe des § 24 Abs. 7 WEG. Die Ver­
pflichtung zum Führen der Beschluss-Sammlung entsteht mit dem Entstehen der Gemeinschaft der Woh­
nungseigentümer gemäß § 9a Abs. 1 Satz 2 WEG. 

§ 8 Beschlussdurchführung/Hausordnung

Der Verwalter hat die Eigentümerbeschlüsse durchzuführen und für die Beachtung der Hausordnung zu 
sorgen. Bei Verstößen gegen die Hausordnung ist der Verwalter ermächtigt, entsprechende Abmahnungen 
auszusprechen. 

§ 9 Erhaltung des Gemeinschaftseigentums

(1) Der Verwalter hat die für die ordnungsmäßige Erhaltung des gemeinschaftlichen Eigentums erforderli­
chen Maßnahmen zu treffen und die Wohnanlage regelmäßig zu begehen. Das Begehen der Wohnanlage
hat mindestens einmal jährlich zu erfolgen. Festgestellte Mängel sind zu protokollieren.
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(2) In dringenden Fällen, die wegen ihrer Eilbedürftigkeit die Durchführung einer Wohnungseigentümerver­

sammlung nicht erlauben, ist der Verwalter berechtigt und verpflichtet, die erforderlichen Maßnahmen - so­

weit möglich, nach Rücksprache mit dem Verwaltungsbeirat - einzuleiten.

§ 10 Wirtschaftsplan, Jahresabrechnung, Vermögensbericht

(1) Der Verwalter ist verpflichtet auf Grundlage der von ihm erstellten Jahresgesamtabrechnung sowie der

Jahreseinzelabrechnungen des Vorjahres eine Beschlussfassung der Wohnungseigentümer nach § 28 Abs.

2 Satz 1 WEG über eine Anpassung bzw. Nachforderung von Beitragsvorschüssen herbeizuführen.

(2) Ebenfalls hat der Verwalter insoweit den Gesamtwirtschaftsplan sowie die auf ihm basierenden Einzel­

wirtschaftspläne für die laufende Wirtschaftsperiode zu erstellen und eine Beschlussfassung über die Fest­

setzung der Beiträge herbeizuführen, um auf Grundlage der tatsächlichen Kostenentwicklung eine Anpas­

sung der Hausgeldbeträge zu ermöglichen.

§ 11 Lasten und Kosten

(1) Der Verwalter ist verpflichtet, Lasten- und Kostenbeiträge bei den Wohnungseigentümern anzufordern,

diese in Empfang zu nehmen und abzuführen, so es sich um gemeinschaftliche Angelegenheiten der Woh­

nungseigentümer handelt.

(2) Der Verwalter hat alle Zahlungen und Leistungen zu bewirken und entgegenzunehmen, die mit der lau­

fenden Verwaltung des gemeinschaftlichen Eigentums zusammenhängen.

§ 12 Vermögensverwaltung/Kontoführung

(1) Der Verwalter ist verpflichtet, das Vermögen der Gemeinschaft der Wohnungseigentümer getrennt von

seinem eigenen Privat- und Geschäftsvermögen zu halten. Er ist weiter verpflichtet, das Vermögen der Ge­

meinschaft der Wohnungseigentümer getrennt von etwaigem Verwaltungsvermögen Dritter, wie etwa ande­

rer Wohnungseigentümergemeinschaften zu halten. Dies gilt entsprechend für Gelder eines etwa bereits

bestehenden oder noch zu gründenden Mietpools, der ebenfalls von dem Verwalter verwaltet wird. Auch

diese sind getrennt vom Vermögen der Gemeinschaft der Wohnungseigentümer zu halten.

(2) Der Verwalter hat ein gemeinschaftliches Girokonto zu führen. Daneben hat er ein weiteres Bankkonto

bezüglich der Erhaltungsrücklage zu führen. Sollten die Wohnungseigentümer die Bildung weiterer Rückla­

gen nach §§ 19 Abs. 1, 28 Abs. 1 Satz 1 WEG beschließen, kann der Verwalter die entsprechend von den

Wohnungseigentümern zu leistenden Beiträge ebenfalls der Erhaltungsrücklage zuführen oder aber auch

gesonderte Konten eröffnen. Sämtliche gebildeten Rücklagen sind transparent in dem nach § 28 Abs. 4

WEG zu erstellenden Vermögensbericht darzustellen. Die Konten sind stets allein auf den Namen der Ge­

meinschaft der Wohnungseigentümer und für sie als Kontoinhaberin zu eröffnen und zu führen.

§ 13 Unterlageneinsicht

(1) Der Verwalter ist nach § 18 Abs. 4 WEG als Organ der Gemeinschaft der Wohnungseigentümer ver­

pflichtet, den Wohnungseigentümern Einsicht in die Verwaltungsunterlagen zu gewähren. Das Recht zur

Einsichtnahme besteht nur während der Bürozeiten des Verwalters und bedarf vorheriger Terminvereinba­

rung. Die Einsichtnahme hat am Ort der Verwaltung zu erfolgen.

(2) Auf Wunsch des Wohnungseigentümers kann der Verwalter auch Kopien bestimmter Verwaltungsunter­

lagen gegen Sondervergütung fertigen.

Unterabschnitt II Befugnisse des Verwalters 

§ 14 Grundsätze

Die Befugnisse des Verwalters ergeben sich aus den gesetzlichen Bestimmungen nach § 27 Abs. 1 Nr. 1 

und 2 WEG. In Konkretisierung der Verwalterbefugnisse unter Berücksichtigung der konkreten Bedürfnisse 

dieses Vertragsverhältnisses, wird die gesondert zu beschließende Anlage "Konkretisierung der Verwalter­

pflichten und -befugnisse" im Fall positiver Beschlussfassung als Anlage zu diesem Vertrag wesentlicher 

Bestandteil der vertraglichen Vereinbarungen der Parteien. 
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2. Für Tätigkeiten außerhalb des Sitzes des Verwaltungsunternehmens beginnt die Zeitberechnung mit

dem Verlassen des Büros und endet mit der Rückkehr in das Büro; Vorbereitungs- und Wartezeiten,

wie z. B. bei Behörden oder Gerichten, sind eingeschlossen.

3. Für die Anfertigung von Fotokopien werden 0, 15 € für die Kopie berechnet.

4. Auslagen für Post- und Telekommunikationsdienstleistungen, Schreibauslagen, Reisekosten und der­

gleichen werden gesondert berechnet.

(3) Der Verwalter ist berechtigt, die Sonderhonorare nach Rechnungsstellung gegenüber der Gemeinschaft

der Wohnungseigentümer dem gemeinschaftlichen Girokonto zu entnehmen.

Abschnitt IV Haftung 

§ 17 Haftung des Verwalters

(1) Die Haftung des Verwalters für schuldhafte Pflichtverletzungen richtet sich nach den gesetzlichen Best­

immungen.

(2) Schadensersatzansprüche gegen den Verwalter aus einer fahrlässigen Pflichtverletzung verjähren spä­
testens in 3 Jahren, beginnend mit dem Schluss des Jahres, in dem der Anspruch entstanden ist und in wel­

chem die Wohnungseigentümer bzw. die Gemeinschaft der Wohnungseigentümer von den den Anspruch

begründenden Umständen und der Person des Schuldners Kenntnis erlangt oder aufgrund grober Fahrläs­

sigkeit keine Kenntnis erlangt haben. Unabhängig von der Kenntnis oder der grob fahrlässigen Unkenntnis

verjähren derartige Schadensersatzansprüche gegen den Verwalter jedoch spätestens 3 Jahre nach Been­

digung der Amts- und Vertragslaufzeit.

(3) Für Schadensersatzansprüche aus grob fahrlässiger oder vorsätzlicher Pflichtverletzung sowie derartige

aus der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit haftet der Verwalter auch im Hinblick auf

die Verjährung unbeschränkt nach den gesetzlichen Bestimmungen. Entsprechendes gilt für Schadenser­

satzansprüche, die aus einer Verletzung wesentlicher Verwalterpflichten nach den §§ 24, 27 und 28 WEG,

deren Erfüllung zu Erreichung des Vertragszwecks erforderlich ist, resultieren.

§ 18 Haftpflichtversicherung

Der Verwalter hat eine Vermögensschadenhaftpflichtversicherung mit einer Deckungssumme von 

1.000.000,00 € abgeschlossen. Der Verwalter ist verpflichtet diese ständig aufrecht zu erhalten. 

Abschnitt V Ende des Verwalteramts 

§ 19 Herausgabepflichten

(1) Im Fall der Beendigung des Verwalteramts - unerheblich aus welchem Grund - ist der Verwalter ver­

pflichtet, die Verwaltungsunterlagen unverzüglich dem Vorsitzenden des Verwaltungsbeirats, seinem Stell­

vertreter oder einem anderen Mitglied des Verwaltungsbeirats herauszugeben. Die Mitglieder des Verwal­

tungsbeirats können dem Verwalter als empfangsbevollmächtigte Person auch einen Dritten - insbesondere

den Nachfolgeverwalter - benennen. Für den Fall, dass innerhalb der Gemeinschaft der Wohnungseigentü­

mer ein Verwaltungsbeirat nicht bestellt sein sollte, sind die Unterlagen an den zur Vertretung der Gemein­

schaft der Wohnungseigentümer gegenüber dem Verwalter ermächtigten Wohnungseigentümer herauszu­

geben.

(2) Die Herausgebepflicht bezieht sich auch auf elektronische Daten, die der Verwalter im Hinblick auf die

Verwaltung der Eigentümergemeinschaft angelegt hat.

(3) Dem Verwalter steht aus keinem Grund ein Zurückbehaltungsrecht gegenüber diesen Herausgabepflich­

ten zu.
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Anlage zum Verwaltervertrag (WEMoG) 

Konkretisierung der Verwalterpflichten und -befugnisse 
In Konkretisierung der Verwalterpflichten und der Befugnisse des Verwalters, beschließen die Wohnungsei­
gentümer nachfolgende Regelungen, die als Anlage zu dem Verwaltervertrag vom 19.04.2023 wesentlicher 
Bestandteil der vertraglichen Vereinbarungen der Parteien sind: 

1. Verwalterpflichten

1. Eigentümerversammlung

Organisation, Einberufung und Leitung einer ordentlichen Eigentümerversammlung pro Kalenderjahr 
oder, soweit vom Kalenderjahr abweichend, pro vereinbarter Wirtschaftsperiode; 

Entwurf der Tagesordnung mit Formulierung von Tagesordnungspunkten und Beschlussvorschlägen; 

Erstellung der Versammlungsniederschrift einer ordentlichen Eigentümerversammlung pro Kalender­
jahr oder, soweit vom Kalenderjahr abweichend, pro vereinbarter Wirtschaftsperiode; 

Führung der Beschluss-Sammlung nach Maßgabe von § 27 Abs. 7 WEG; 

Bereitstellung von Kopien der Versammlungsprotokolle für die Eigentümer. 

2. Beschlussdurchführung

Durchführung der Beschlüsse der Eigentümerversammlung sowie der Beschlüsse im Umlaufverfahren 
des § 23 Abs. 3 WEG; 

Durchführung und Überwachung der Einhaltung der Hausordnung; 

Überwachung der Einhaltung der Regelungen der Teilungserklärung/Gemeinschaftsordnung; 

Führung der Verwaltungsunterlagen. 

3. Rechnungswesen/Buchführung

Kontenführung; 

Erstellung des Gesamtwirtschaftsplans nebst Einzelwirtschaftsplänen; 

Erstellung der Gesamtjahresabrechnung nebst Einzeljahresabrechnungen; 

Erstellung des Vermögensberichts; 

Ausarbeitung der Beschlussvorschläge nebst Beitragsberechnung für etwa erforderliche Sonderumla­
gen; 

Prüfung des Wirtschaftsplans und der Jahresabrechnung mit dem Verwaltungsbeirat; 

Bereithaltung der Abrechnungsunterlagen zur Einsichtnahme. 

4. Kaufmännische Objektverwaltung

Abschluss und Überwachung von Verträgen zur Verwaltung des Gemeinschaftseigentums, insbeson­
dere von Hausmeisterdienstleistungsunternehmen, Reinigungs- und Gartenbauunternehmen; 

Prüfung von Einsparmöglichkeiten durch den Abschluss von Rahmenverträgen; 

Information über Belange des Gemeinschaftseigentums; 

Teilnahme an zwei Sitzungen des Verwaltungsbeirats im laufe der jeweiligen Wirtschaftsperiode wäh­
rend der üblichen Bürozeiten; 

kaufmännische Beratung bei der Vergabe von Erhaltungsmaßnahmen sowie sonstigen Vertrags­
schlüssen inkl. Preisverhandlungen; 

kaufmännische Beratung im Rahmen der Vergabe von Maßnahmen der baulichen Veränderung ge­
mäß§ 21 Abs. 2 Satz 1 WEG, die mit einer Kostenbelastung sämtlicher Wohnungseigentümer ver­
bunden ist; 
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kaufmännische Prüfung von Dienstleistungs- und Werkunternehmerrechnungen; 

Prüfung von Barkassen, insbesondere von Hausmeister- und Waschmünzkassen. 

5. Technische Objektverwaltung

Durchführung regelmäßiger Objektbegehungen unter Mitwirkung eines Mitglieds des Verwaltungsbei­
rats; 

Prüfung der technischen Anlagen durch Abschluss und Überwachung von Voll- bzw. Teilwartungsver­
trägen; 

Überwachung der Hausmeister- und Reinigungsdienstleistungsunternehmen; 

Überwachung der mit der Verkehrssicherung beauftragten Fachunternehmen; 

Überwachung der Erhaltungserforderlichkeit gefahrgeneigter Anlagen, Bau- und Einrichtungsteile des 
Gemeinschaftseigentums; 

Einholung von Angeboten zur Erhaltung des Gemeinschaftseigentums; 

kaufmännische Überwachung der Erhaltungsmaßnahmen. 

II. Verwalterbefugnisse

1.Prozessführung

(1) Auch ohne gesonderte Ermächtigung, ist der Verwalter berechtigt, rückständige Hausgelder namens, im
Auftrag und auf Kosten der Gemeinschaft der Wohnungseigentümer außergerichtlich und gerichtlich geltend
zu machen. Als Hausgelder gelten nach§ 28 Abs. 1 Satz 1 WEG beschlossene Vorschüsse auf Grundlage
des Wirtschaftsplans, sich aus Einzeljahresabrechnungen ergebende und nach § 28 Abs. 2 Satz 1 WEG
beschlossene Nachschüsse sowie Beiträge bzw. Vorschüsse zu beschlossenen Sonderumlagen.

(2) Zum Führen sonstiger Aktivverfahren bedarf der Verwalter gesonderter Ermächtigung durch Beschluss­
fassung der Wohnungseigentümer, es sei denn, das Aktivverfahren ist zur Nachteilsabwendung erforderlich.

(3) Im Rahmen seiner Ermächtigung zur Prozessführung ist der Verwalter ermächtigt, namens, im Auftrag
und auf Kosten der Gemeinschaft der Wohnungseigentümer einen Rechtsanwalt mit der Vertretung der Ge­
meinschaft der Wohnungseigentümer zu beauftragen.

2. Erhaltungsmaßnahmen

(1) Der Verwalter ist ohne entsprechende Beschlussfassung der Wohnungseigentümer ermächtigt, Maß­
nahmen der Erhaltung des Gemeinschaftseigentums namens und auf Kosten der Gemeinschaft der Woh­
nungseigentümer in Auftrag zu geben, soweit die Maßnahme im Einzelfall ein Kostenvolumen von 1.000,00

€ nicht überschreitet. Die Maßnahmen dürfen insgesamt Kosten von 3.000,00 € im Wirtschaftsjahr nicht
überschreiten. Macht der Verwalter von dieser Befugnis Gebrauch, ist der Verwaltungsbeirat unverzüglich
und sind die Wohnungseigentümer anlässlich der Eigentümerversammlung entsprechend in Kenntnis zu
setzen.

(2) Werden dem Verwalter Feuchteschäden im Bereich des Gemeinschaftseigentums von Wohnungseigen­
tümern angezeigt oder erkennt der Verwalter selbst Feuchteschäden, ist er ermächtigt, namens der Ge­
meinschaft der Wohnungseigentümer einen geeigneten Sachverständigen zur Ermittlung der Schadensur­
sache zu beauftragen. Die Kosten für die Beauftragung des Sachverständigen dürfen einen Betrag in Höhe
von 500,00 € im Einzelfall und 1.000,00 € im Wirtschaftsjahr nicht übersteigen. Von der Beauftragung des
Sachverständigen ist der Verwaltungsbeirat unverzüglich und sind die Wohnungseigentümer anlässlich der
Wohnungseigentümerversammlung in Kenntnis zu setzen.

3. Begründung und Kündigung von Vertragsverhältnissen

(1) Der Verwalter ist zum eigenständigen Abschluss und der eigenständigen Kündigung von Liefer- und Ent­
sorgungs-, Wartungs- und Versicherungsverträgen sowie von Verträgen zur verbrauchsabhängigen Abrech­
nung von Heiz-, Warmwasser- und Kaltwasserkosten einschließlich der erforderlichen Geräteausstattung
ermächtigt.
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(2) Der Verwalter ist zum eigenständigen Abschluss und zur eigenständigen Kündigung von Gebäudereini­
gungsunternehmen ermächtigt, soweit hiermit jährliche Kosten von nicht mehr als 500,00 € brutto verbun­
den sind.

(3) Der Verwalter ist zum eigenständigen Abschluss und zur eigenständigen Kündigung von Verträgen be­
züglich der Beauftragung von Unternehmen wegen des Winterdienstes ermächtigt, soweit hiermit jährliche

Kosten von nicht mehr als 500,00 € brutto verbunden sind.

4. Beauftragung von Sonderfachleuten

(1) Der Verwalter ist berechtigt, zur Klärung von zur Willensbildung in der Eigentümerversammlung erforder­

lichen Rechtsfragen, Rechtsrat bei einem Rechtsanwalt einzuholen. Diese Ermächtigung ist begrenzt auf ein
Honorarvolumen in Höhe von 500,00 € brutto jährlich.

(2) Zur Klärung von bautechnischen Fragen in Vorbereitung erforderlicher Beschlussfassung über Erhal­

tungsmaßnahmen und solchen der baulichen Veränderung nach§ 21 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 WEG, ist der Ver­

walter zur Beauftragung eines Architekten oder Ingenieurs berechtigt. Diese Ermächtigung ist begrenzt auf
ein Honorarvolumen in Höhe von 500,00 € brutto jährlich.

5. Kontoüberziehung/Kreditaufnahme

Im Rahmen eines der Gemeinschaft der Wohnungseigentümer seitens des Kreditinstituts eingeräumten 

Kontokorrentkredits, ist der Verwalter mit Einverständnis des Verwaltungsbeirats ermächtigt, das gemein­

schaftliche Girokonto für einen Zeitraum von maximal drei Monaten zu überziehen. Ist für den Verwalter 

nach Ablauf von zwei Monaten erkennbar, dass der Kredit nicht binnen Monatsfrist vollständig zurückzufüh­

ren sein wird, hat er unverzüglich eine Eigentümerversammlung zum Zweck der Erhebung einer Sonderum­
lage einzuberufen. 

(Datum, Ort) 

(für die Eigentüm rg einschaft Unterschrift des 

Zeichnungsberechtigten) 

::::> 

(Datum, Ort) 

ProSalus 

.:::::::- Immobilienmanagement GmbH
.--------=- ,;,l(m Bahnhof 6 

4 
09599 Freiberg 

(Verwalter) 
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